
 

Bekanntmachung 

über die Auslegung des Rahmenbetriebsplanes 

im bergrechtlichen Planfeststellungsverfahren zum Vorhaben  

“ Kiessandtagebau Röderau-Bobersen, Planergänzung und Planänderung -               
RBP-Änderung 2023, (BNr. 8109)“  

auf den Gemarkungen Zeithain, Bobersen und Röderau 

 der Gemeinde Zeithain im Landkreis Meißen 

 

 

vom 20. November 2025 

 

I. 

Das Sächsische Oberbergamt führt als für das Verfahren und für die Entscheidung über die 
Zulässigkeit des oben genannten Vorhabens zuständige Behörde auf Antrag der Holcim Kies-
werk Zeithain GmbH und Co. KG, Am See 2, 01619 Zeithain vom 13. Oktober 2025 unter dem 
Geschäftszeichen 23-0522/170 ein bergrechtliches Planfeststellungsverfahren mit Umweltver-
träglichkeitsprüfung gemäß § 52 Absatz 2a und § 57a Bundesberggesetz (BBergG) vom 
13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 39 des Gesetzes vom 23. Oktober 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert wurde, in Verbindung mit dem Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. I Nr. 
323) geändert worden ist, in Verbindung mit § 68 Absatz 1 und § 70 des Wasserhaushaltsge-
setzes (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist und nach § 1 des Gesetzes 
zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den Frei-
staat Sachsen (SächsVwVfZG) vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 142), das zuletzt durch Ar-
tikel 8 des Gesetzes vom 31. Januar 2024 (SächsGVBl. S. 83) geändert worden ist sowie den 
§§ 72 ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 236) geändert worden ist. 
 

II. 

Die Holcim Kieswerk Zeithain GmbH & Co. KG plant, den Kiessandtagebau Röderau-Bober-
sen weiter auszukiesen, nachdem die Gewinnung in dem benachbarten Kiessandtagbau Zeit-
hain und im Abbaufeld IV des Kiessandtagebaus Röderau-Bobersen beendet worden ist.  

Für das Vorhaben „Kiessandtagebau Bobersen-Röderau“ wurde mit Planfeststellungsbe-
schluss vom 4. Februar 1999 ein obligatorischer bergrechtlicher Rahmenbetriebsplan mit ei-
ner Fläche von 136,1 ha zugelassen, welcher die Gewinnung von Kiessanden einschließlich 
dem Errichten und Betreiben der nachgeschalteten Kiesaufbereitung sowie die Wiedernutz-
barmachung der in Anspruch genommenen Flächen innerhalb von 45 Jahren umfasste. 

Mit dem Planänderungsbeschluss vom 5. Januar 2007 wurden Änderungen des Rahmenbe-
triebsplanes im Abbaufeld I hinsichtlich der Größe des verbleibenden Kiessees von ursprüng-
lich 3 ha auf nunmehr 15,63 ha und der Wiedernutzbarmachungskonzeption von einer ur-
sprünglich vorgesehenen Teilverfüllung des Kiessees und einer Aufforstung des aufgefüllten 
Bereiches auf nunmehr Belassen des Kiessees ohne Teilverfüllung durch das Sächsische 
Oberbergamt zugelassen. Für eine Teilfläche des Abbaufeldes I von 24,9 ha wurde am 30. No-
vember 2007 das Ende der Bergaufsicht festgestellt. 

http://www.juris.de/jportal/portal/t/14nt/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=234&fromdoctodoc=yes&doc.id=BGBL1-1980-1310&doc.part=F&doc.price=0.0#focuspoint
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Zur Erfüllung von Auflagen der Planfeststellungsbehörde aus dem Planänderungsbeschluss 
2007 hat die Holcim Kieswerk Zeithain GmbH & Co. KG Ergänzungen des 1999 planfestge-
stellten Vorhabens beantragt, gleichzeitig sind auch Änderungen an dem planfestgestellten 
Vorhaben vorgesehen. 

Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens ist die weitere Rohstoffgewinnung im Abbaufeld 
III und die Wiedernutzbarmachung in den Abbaufeldern IV und III. Das Abbaufeld II ist nicht 
Gegenstand des Antrages.  

Der Antrag auf Zulassung der obligatorischen Rahmenbetriebsplan-Änderung umfasst eine 
Fläche von ca. 56,8 ha, darin sind die Teilflächen der Abbaufelder IV und III enthalten. Bei 
einer jährlichen Flächeninanspruchnahme von 3,7 Hektar, einem nutzbaren Rohstoffvorrat 
von ca. 13,8 Mio Tonnen und der beantragten jährlichen Rohstofffördermenge von 1,3 Mio 
Tonnen ergibt sich eine auf die Gewinnungsarbeiten im gesamten Abbaufeld III bezogene 
Laufzeit von etwa 10 Jahren. Die Gesamtlaufzeit des Vorhabens bis 2044 wird nicht geändert. 

Der Vorhabenträger reichte eine Planergänzung und Planänderung 2023 zum obligatorischen 
Rahmenbetriebsplan ein. 

Der Antrag umfasst folgende Änderungen gegenüber dem zugelassenen Ausgangszustand: 

- Änderung des räumlichen Vorhabenumfangs beim Abbaufeld III zur Einbeziehung von an-
grenzenden Flächen ausschließlich für Wiedernutzbarmachungsmaßnahmen: Vergröße-
rung ca. 1,6 ha, Verkleinerung ca. 0,1 ha; 

- Veränderung der noch zuzulassenden Abbaufläche des Abbaufeldes III: Vergrößerung 
0,5 ha, Verkleinerung 0,4 ha; 

- Veränderung der Wasserflächen der Gewässer:  

o Abbaufeld IV: Vergrößerung 0,5 ha, Verkleinerung 0,7 ha; 

o Abbaufeld III: Vergrößerung 1,6 ha, Verkleinerung 0,4 ha; 

- Zusätzliche Waldinanspruchnahme von 8,4 ha neu ausgewiesenem Sukzessionswald in / 
um Abbaufeld III; 

- Zusätzlicher Waldersatz für die Inanspruchnahme des Sukzessionswaldes; 

- Beseitigung geschütztes Biotop Röhricht in Abbaufeld III / Ersatz geschütztes Biotop Röh-
richt in den Abbaufeldern III, IV und extern (Flachwasserbereiche); 

- Tausch der avisierten Nachnutzungen der Abbaufelder III und IV (zukünftig Freizeit- und 
Erholungsnutzung in Abbaufeld III und Natur- und Landschaftsschutz in Abbaufeld IV) 
i.V.m. (Lage-) Änderung landschaftspflegerischer Maßnahmen in und an den Gewässern. 

Der Antrag umfasst zudem folgende Ergänzungen gegenüber dem zugelassenen Ausgangs-
zustand: 

- Präzisierung der Teilverfüllung der Abbaufelder IV und III und Nachweis der möglichen 
Verbringung von Abraum und Überschusssanden; 

- Schaffung eines temporären Straßenanschlusses des Abbaufeldes III an die Gemein-
destraße Mühlberger Straße (frühere Staatsstraße S 88); 

- Darstellung Waldersatz für alle Waldinanspruchnahmen inkl. aktualisierter Waldbilanz; 

- Ergänzung/ Konkretisierung der Wiedernutzbarmachung und Überprüfung der Eingriffs-
Ausgleichsbilanz unter Berücksichtigung der Waldumwandlung. 

Unverändert bleiben die Abbaufeld-Reihenfolge und die Gewinnungstechnologie. 

Mit dem Antrag wird als abbaubezogener Zeitraum eine Regelgewinnung im Abbaufeld III von 
ca. 10 Jahren (inkl. der schon 2023 zugelassenen Gewinnung in Abbaufeld III) geplant.  

Für das Abbaufeld III sollen mit dem vorliegenden Antrag alle Vorbehalte des Planfeststel-
lungsbeschlusses 1999 i.d.F. des Planänderungsbeschlusses 2007 aufgelöst werden durch: 



Seite 3 von 6 

- Nachweis der funktionsgerechten Ausgleichbarkeit des Eingriffs und insbes. der Waldin-
anspruchnahmen durch Ersatzaufforstungen, 

- Nachweis eines funktionsgerechten Waldausgleiches für die bisher nicht genehmigte 
Waldumwandlung südlich des ehemaligen Betonwerks und 

- Darstellung, die mind. Abbauentwicklung, Standort der Betriebsanlagen, Grundwassermo-
nitoring, Eingriffs-Ausgleichsbilanz, Verbringungskonzept (Abraum, Überschusssande) mit 
Massenbilanz und Wiedernutzbarmachungskonzept sowie Waldersatz schlüssig enthält. 

Die Planänderung und -ergänzung 2023 beinhaltet u. a. auch die Neufassungen des UVP-
Berichtes, des landschaftspflegerischen Begleitplanes, des Artenschutzfachbeitrages, des 
Fachbeitrages zur Europäischen Wasserrahmenrichtlinie sowie den Antrag auf Änderung der 
Gewässerherstellung. 

Das Vorhaben befindet sich im Landkreis Meißen.  

Für das Bergbauvorhaben und die landschaftspflegerischen sowie naturschutzfachlichen 
Kompensationsmaßnahmen werden Flurstücke in der Gemarkungen Zeithain, Bobersen und 
Röderau der Gemeinde Zeithain beansprucht.  

Der Untersuchungsrahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung und weiterer Umweltprüfungen 
erstreckt sich auf Flächen der Gemeinde Zeithain. 

 

III. 

Der obligatorische Rahmenbetriebsplan wird in der Zeit von  

Dienstag, dem 6. Januar 2026 bis einschließlich Donnerstag, dem 5. Februar 2026, 

im Beteiligungsportal des Freistaates Sachsen an folgender Stelle zugänglich gemacht:  

 

 

kurz URL: https://mitdenken.sachsen.de/1059156 

 

und bei der folgenden Stelle für jedermann zur Einsichtnahme ausgelegt: 

Gemeindeverwaltung Zeithain, Hauptstraße 36a, 01619 Zeithain, 

 

während der Dienststunden:  Montag:  13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 

 Dienstag: 09:00 Uhr bis 11:00 Uhr und 

  13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

 Donnerstag: 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

 Freitag:  09:00 Uhr bis 11:00 Uhr. 

Im Beteiligungsportal sind die unter IV. angegebenen Unterlagen auch während der Einwen-

dungs- und Äußerungsfrist noch zugänglich. 

  

https://mitdenken.sachsen.de/1059156


Seite 4 von 6 

IV. 

1. Die betroffene Öffentlichkeit kann gemäß § 57a Absatz 1 Satz 5 BBergG in Verbindung 
mit § 21 Absatz 2 UVPG bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das heißt 

bis einschließlich Donnerstag, den 5. März 2026 

bei der Gemeinde Zeithain, Hauptstraße 36a, 01619 Zeithain oder 

bei dem Sächsischen Oberbergamt, Kirchgasse 11, 09599 Freiberg  

schriftlich (mit eigenhändiger Unterschrift) oder zur Niederschrift Einwendungen gegen 
den Plan erheben oder sich dazu äußern. Betroffene Öffentlichkeit ist jede Person, deren 
Belange durch die Zulassungsentscheidung oder den Plan berührt werden. Hierzu gehö-
ren auch Vereinigungen, deren satzungsmäßiger Aufgabenbereich durch die Zulassungs-
entscheidung oder den Plan berührt wird, darunter auch Vereinigungen zur Förderung des 
Umweltschutzes (§ 2 Absatz 9 UVPG). Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf 
hingewiesen, dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbezie-
hung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens ist. 

Für elektronisch signierte sowie verschlüsselte elektronische Dokumente besteht kein Zu-
gang. 

Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt 
sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach 
§ 74 VwVfG einzulegen, können bis zum Ende dieser Einwendungs- und Äußerungsfrist 
Stellungnahmen bei den oben genannten Stellen zu dem Plan abgeben. 

Die Einwendungen und Äußerungen müssen zumindest den Namen sowie die volle An-
schrift der jeweiligen Person enthalten. Sie sollten den geltend gemachten Belang und 
das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. Bei Eigentumsbeeinträchtigungen sollten 
in den Einwendungen möglichst die Flurstücknummer und die Gemarkung des jeweils 
betroffenen Grundstückes angegeben werden. 

Unberücksichtigt bleiben vor Beginn der Auslegung erhobene Einwendungen und Äuße-
rungen. 

Bei Einwendungen oder Äußerungen, die mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten 
unterzeichnen oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte einreichen (gleichför-
mige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner 
mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen, 
soweit nicht ein Bevollmächtigter bestellt ist. Anderenfalls können diese Einwendungen 
unberücksichtigt bleiben (§ 17 VwVfG). Die Behörde kann ferner gleichförmige Eingaben 
insoweit unberücksichtigt lassen, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht, 
unvollständig oder unleserlich angegeben haben. 

Zu den Einwendungen und Äußerungen erteilt das Sächsische Oberbergamt keine Ein-
gangsbestätigungen. 

2. Mit Ablauf der oben genannten Einwendungs- und Äußerungsfrist sind für das Verfahren 
über die Zulässigkeit des Vorhabens alle Einwendungen und Äußerungen ausgeschlos-
sen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 5 BBergG in Verbindung 
mit § 73 Absatz 4 Satz 3 VwVfG sowie § 57a Abs. 1 Satz 5 BBergG in Verbindung mit 
§ 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG). Stellungnahmen der anerkannten Vereinigungen sind nach 
Ablauf dieser Frist für das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens ebenfalls aus-
geschlossen (§ 73 Absatz 4 Satz 3 bis 6 VwVfG). 

3. Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und Äußerungen, die rechtzeitig abgegebenen 
Stellungnahmen der anerkannten Vereinigungen sowie die Stellungnahmen der Behörden 
zu dem Rahmenbetriebsplan werden in einem Termin erörtert (Erörterungstermin). Der 
Erörterungstermin kann durch eine Onlinekonsultation ersetzt werden (§ 27c VwVfG). Den 
Termin für die Erörterung oder die Onlinekonsultation macht das Sächsische Oberberg-
amt mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt. 
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Grundsätzlich werden die Behörden, der Träger des Vorhabens sowie diejenigen, die Ein-
wendungen erhoben oder Stellungnahmen oder Äußerungen abgegeben haben, von dem 
Erörterungstermin oder der Onlinekonsultation gesondert benachrichtigt. Sind außer der 
Benachrichtigung der Behörden und des Trägers des Vorhabens mehr als 50 Benachrich-
tigungen vorzunehmen, können diese Benachrichtigungen durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 
werden. 

4. Die Planfeststellungsbehörde erstattet keine Kosten, die durch Einsichtnahme in die Plan-
unterlagen, für die Erhebung von Einwendungen und das Vorbringen von Äußerungen, 
die Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehen. 

5. Über die Einwendungen und Äußerungen entscheidet die Planfeststellungsbehörde nach 
Abschluss des Anhörungsverfahrens. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwen-
dungen kann die Behörde durch öffentliche Bekanntmachung ersetzen, wenn außer an 
den Träger des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

6. Aufgrund der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) informiert das Sächsische 
Oberbergamt über die Verarbeitung von personenbezogenen Daten, unter anderem über 
die Rechte der „Betroffenen“, deren personenbezogene Daten verarbeitet werden. Die 
Datenschutzerklärung ist über folgenden Link verfügbar: 

https://www.oba.sachsen.de/download/Formblatt_Datenschutz_Informatio-
nen_zu_PFV.pdf 

 

V. 

Das Sächsische Oberbergamt hat gemäß §§ 52 Absatz 2a und der Verordnung nach 57c 
BBergG im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UVPG festge-
stellt, dass für die Änderung und Ergänzung des Vorhabens eine Verpflichtung zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, weil nicht ausgeschlossen werden konnte, 
dass das Änderungsvorhaben erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben 
kann.  

Die Entscheidung über Zulässigkeit oder Ablehnung der Planänderung und Planergänzung 
zum Vorhaben ergeht nach Durchführung des Planfeststellungsverfahrens mit einem Planän-
derungs- bzw. Versagungsbeschluss. 

Der Vorhabenträger hat neben dem Erläuterungsbericht vom 28. Oktober 2025 und dem UVP-
Bericht vom 9. Oktober 2025 die nachfolgenden entscheidungserheblichen Unterlagen als Be-
standteile des Rahmenbetriebsplans vorgelegt: 

- eine FFH-Vorprüfung für das FFH-Gebiet „Elbtal zwischen Schöna und Mühlberg“ 
(DE 4545-301), GICON®- Resources GmbH, 1. Oktober 2025, 

- eine FFH-Vorprüfung für das FFH-Gebiet „Gohrischheide und Elbniederterrasse Zeithain“ 
(DE 4545-304), GICON®- Resources GmbH, 1. Oktober 2025, 

- eine SPA-Vorprüfung für das SPA-Gebiet „Elbtal zwischen Schöna und Mühlberg“ 
(DE 4545-452), GICON®- Resources GmbH, 1. Oktober 2025, 

- eine SPA-Vorprüfung für das SPA-Gebiet „Gohrischheide“ (DE 4545-451, GICON®- Re-
sources GmbH, 1. Oktober 2025, 

- einen Speziellen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag, GICON®- Resources GmbH, 
10. Oktober 2025, 

- eine Unterlage Wiedernutzbarmachung, GICON®- Resources GmbH, 10. Oktober 2025, 

- einen Fachbeitrag nach EG-Wasserrahmenrichtlinie, GICON®- Resources GmbH, 
25. Februar 2025, 

https://www.oba.sachsen.de/download/Formblatt_Datenschutz_Informationen_zu_PFV.pdf
https://www.oba.sachsen.de/download/Formblatt_Datenschutz_Informationen_zu_PFV.pdf
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- eine Evaluierung der hydrogeologischen und limnologischen Fachbeiträge vom 
30.10.1992, 04.11.1992 und 20.04.1993, GICON®- Resources GmbH, 15. Oktober 2025, 

- ein Konzept Grund- und Seewassermonitoring, GICON®- Resources GmbH, 23. Septem-
ber 2025, 

- eine Standsicherheitsberechnung für die Endböschungen in den Abbaufeldern II, III und 
IV, Ingenieurbüro Eckert GmbH, 21. Februar 2019, 

- eine aktualisierte Standsicherheitsberechnung für die Endböschung im Abbaufeld III, 
Nordböschung, Ingenieurbüro Eckert GmbH, 26. Januar 2023, 

- eine geotechnische Stellungnahme für die geplanten Randböschungen entlang der im 
Osten angrenzenden Bahnlinie, Ingenieurbüro für Geotechnik Dr.-Ing. Friedrich, 18. Juli 
2023, 

- eine geotechnische Stellungnahme für die geplante Überfahrt der Gasleitungen durch 
Schwerlastverkehr im Rahmen der Umsetzung des Schwimmbaggers aus dem Abbaufeld 
IV in das Abbaufeld III, Geologische Landesuntersuchung GmbH Freiberg, 18. Juli 2022, 

- einen Geräusch-Messbericht ABD 43873-01/23 zum Kieswerk Zeithain, Messung gemäß 
§ 28 BImSchG, Akustik Bureau Dresden GmbH, 14. Juni 2023. 

Die genannten Unterlagen sind für die betroffene Öffentlichkeit in dem oben genannten Aus-
legungszeitraum, wie unter Ziffer III dieser Bekanntmachung angegeben, zugänglich. 

Weitere relevante Informationen können bei dem für das Umweltverträglichkeitsprüfungsver-
fahren und für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens zuständigen Sächsi-
schen Oberbergamt eingeholt werden. Zudem können an dieses auch Äußerungen und Fra-
gen gerichtet werden. Insofern wird auf die unter Punkt IV.1 dieser Bekanntmachung benannte 
Frist verwiesen. 

 

VI. 

Der Inhalt dieser Bekanntmachung und die zugänglich zu machenden Unterlagen sind wäh-
rend des oben genannten Auslegungszeitraumes zusätzlich zum Beteiligungsportal des Frei-
staates Sachsen auch im UVP-Portal, zu erreichen über folgenden Link: 

Verbund Umweltverträglichkeitsprüfung der Länder im Internet einsehbar. 

Darüber hinaus sind die entscheidungserheblichen Unterlagen gemäß den Bestimmungen des 
Sächsischen Umweltinformationsgesetzes (SächsUIG) vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 
146), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 10 des Gesetzes vom 19. August 2022 (SächsGVBl. 
S. 486) geändert worden ist, beim Sächsischen Oberbergamt, Kirchgasse 11, 09599 Freiberg, 
auf Antrag zugänglich. 
 
 
Freiberg, den 20. November 2025 

 

 

Sächsisches Oberbergamt 

Dr. Falk Ebersbach 

Referatsleiter 

https://www.uvp-verbund.de/freitextsuche?action=doSearch&q=s%C3%A4chsisches+oberbergamt&f=state:sn;&layer=zv&N=51.20&E=10.45&zoom=5

